
      

       

         

 

      

        

     

     

     

        

    

       

        

 

    

    

    

   

      

       

   

            

   

 

 

     

  

  

            Dienstrechtliche Informationen 

(Magistratsabteilung 2 - Personalservice) 

Die Richtlinie 2014/54/EU über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die 

Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, wurde für den Bereich der Wiener 

Gemeindebediensteten in der Dienstordnung 1994 - DO 1994, in der 

Vertragsbedienstetenordnung 1995 - VBO 1995 sowie im Wiener Bedienstetengesetz – W-BedG 

umgesetzt. 

Gemäß § 18e DO 1994 dürfen Beamtinnen und Beamte, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit 

im Sinn des Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. Nr. L 141 vom 27. Mai 2011 

S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589, ABl. Nr. L 107 vom 22. April 2016 

S. 1, Gebrauch machen, als Reaktion auf eine Beschwerde wegen einer Verletzung der durch 

die Freizügigkeit gemäß Art. 45 AEUV, Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 

der Richtlinie 2014/54/EU über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die 

Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. Nr. L 128 vom 30. April 2014 

S. 8, gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung dieser 

Rechte nicht gekündigt, entlassen oder auf andere Weise  benachteiligt werden. 

Gemäß § 4f Abs. 1 VBO 1995 dürfen Vertragsbedienstete, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit im 

Sinn des Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union,  ABl. Nr. L 141 vom 27. Mai 2011 S.  1, 

in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589, ABl. Nr. L 107 vom 22. April 2016 S. 1, 

Gebrauch machen, als Reaktion auf eine Beschwerde wegen  einer Verletzung der durch  die 

Freizügigkeit gemäß Art. 45 AEUV, Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 der 

Richtlinie 2014/54/EU über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die 

Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. Nr. L 128 vom 30. April 2014 S. 

8, gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung dieser Rechte 

nicht gekündigt, entlassen oder auf andere Weise  benachteiligt werden. 

Gemäß § 25 Abs. 1 W-BedG dürfen Bedienstete, die dem Wiener Bedienstetengesetz unterliegen und 

von ihrem Recht auf Freizügigkeit im Sinn des Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) 

Nr. 492/2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union, ABl. Nr. L 141 vom 27. Mai 

2011 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2016/589, ABl. Nr. L 107 vom 22. April 2016 S. 1, 

Gebrauch machen, als Reaktion auf eine Beschwerde wegen einer Verletzung der durch die 



      

  

  

  

      

   

      

    

Freizügigkeit gemäß Art. 45 AEUV, Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) 492/2011 und Art. 1 der 

Richtlinie 2014/54/EU über Maßnahmen zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die 

Arbeitnehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, ABl. Nr. L 128 vom 30. April 2014 S. 8, 

gewährten Rechte oder wegen der Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung dieser Rechte nicht 

gekündigt, entlassen oder auf andere Weise benachteiligt werden. 

Dieses Benachteiligungsverbot gilt auch für Personen, die sich um Aufnahme in ein 

Dienstverhältnis zur Gemeinde Wien bewerben, soweit sie von ihrem Recht auf 

Freizügigkeit im Sinn des Art. 45 AEUV und Art. 1 bis 10 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 

Gebrauch machen. 

§ 4f Abs. 1 VBO 1995 findet gemäß Abs. 2 leg. cit. auch Anwendung auf in einem durch Vertrag 

begründeten Dienstverhältnis zur Stadt Wien stehende 
- Personen, für die das Hausbesorgergesetz gilt, 
- Apothekerinnen und Apotheker, 
- Lehrerinnen und Lehrer der Musiklehranstalten der Stadt Wien, 
- Aushilfs- und Saisonbedienstete, 
- Lehrlinge sowie 
- Angestellten des Landwirtschaftsbetriebes. 

§ 25 Abs. 1 W-BedG findet gemäß Abs. 2 leg. cit. auch Anwendung auf in einem durch Vertrag 

begründeten Dienstverhältnis zur Stadt Wien stehende 
- Apothekerinnen und Apotheker, 
- Lehrerinnen und Lehrer der Musikschule Wien, 
- Aushilfs- und Saisonbedienstete sowie 
- Lehrlinge 


